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Anpassungsbedarf auf kantonaler Ebene     Details zu den einzelnen Aufgabenbereichen 

Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

Vermessung Neuer Verfassungsartikel: 

• Landesvermessung ist 
Sache des Bundes 

• Bund erlässt Vorschrif-
ten über die amtliche 
Vermessung 

Bund kann Vorschriften 
über die Harmonisierung 
amtlicher Informationen 
erlassen 

Streichung der Finanzkraft-
zuschläge 

B 26 Anpassung der Kanto-
nalen Rechtserlasse 
mit entsprechenden 
Übergangsbestimmun-
gen: 

Reduktion und Harmo-
nisierung der Gebüh-
ren, koordinierte Da-
tenabgabe, 
Aufbau eines Katasters 
über öffentlichrechtli-
che Eigentumsbe-
schränkungen 

 Neuregelung der 
Zusammenarbeit mit 
den Leistungserbrin-
gern: 

Koordinierte Daten-
abgabe 
Aufbau des Katasters 
über öffentlich-
rechtliche Eigentums-
beschränkungen 

Budgetanpassung 

Ev. Anpassung des 
innerkantonalen Las-
tenausgleichs 

Inkraftsetzung NFA 

Gesetzesanpassungen 
erst aufgrund der Bun-
desgesetzgebung mög-
lich 

Koordination mit der 
Inkraftsetzung des 
Bundesgesetzes über 
Geoinformation 

Straf- und Mass-
nahmenvollzug 

Bund erhält verfassungs-
mässige Kompetenz, Vor-
schriften zu erlassen 

E 1  Ev. Anpassung der 
Konkordate, inkl. 
IVSE 

 Keine Inkraftsetzung NFA 

                                            

1 Durchschnitt der Jahre 2001 und 2002 



- 2 - 

Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

Ratifikation IRV 

Berufsbildung Streichung der Finanzkraft-
zuschläge 

 Kein  Ev. Anpassung des 
innerkantonalen Fi-
nanzausgleichs 

Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Förderung der 
Universitäten 

Streichung der Finanzkraft-
zuschläge 

 Keine   Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Turnen und Sport  Rückzug des Bundes aus 
der Subventionierung des 
freiwilligen Schulsports und 
der Herausgabe der Lehr-
mittel für Turnen und Sport 
in der Schule 

Anpassungen im Bundes-
gesetz über die Förderung 
von Turnen und Sport 

 0 Neuregelung der Her-
ausgabe der lehrmittel 
für Sport in der Schule, 
allenfalls in interkanto-
naler Zusammenarbeit 

Gemäss EDK nicht 
erforderlich 

 Erst im Zusammen-
hang mit der Heraus-
gabe einer neuen 
Lehrmittelreihe bud-
getrelevant 

Inkraftsetzung NFA 

Ausbildungsbeihi
lfen 

Teilentflechtung, Bund 
beteiligt sich nur noch an 
den Stipendien auf der 
Tertiärstufe 

B 61 Anpassung der Stipen-
dienregelungen 

Interkantonale 
Harmonisierungs-
bestrebungen; Ziel 
primär Sek-Stufe II 

 Budgetanpassung 

Altrechtliche Zusiche-
rungen 

Inkraftsetzung NFA 

Gesetzesanpassungen 
erst aufgrund der Bun-
desgesetzgebung mög-
lich 

Natur- und Land-
schaftsschutz 

Bleibt Verbundaufgabe 

Neue Zusammenarbeits-
formen 

Streichung Finanzkraftzu-

B 3 Programmvereinbarun-
gen mit dem Bund 
erfolgen auf der Basis 
von kantonalen Mehr-
jahresprogrammen 

 Neuregelung der 
Zusammenarbeit 
zwischen den Kanto-
nen einerseits und 
den Leistungserbrin-
gern sowie Dritten 

Budgetanpassung 

Behandlung altrechtli-
cher Beitragszusiche-
rungen 

Inkraftsetzung NFA 

Mit der Schaffung der 
Rechtsgrundlagen für 
Programmvereinbarun-
gen kann nach der 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

schläge 

Anpassungen im NHG 

 

 

 

Anpassung / Schaffung 
der erforderlichen 
Rechtsgrundlagen 

(z.B. Gemeinden) 
andererseits 

Volksabstimmung vom 
28.11.04 begonnen 
werden. 

Anpassungen in Spezi-
algesetzen erst auf-
grund der Bundesge-
setzgebung möglich 

Denkmalpflege, 
Heimat- und 
Ortsbildschutz 

Teilentflechtung, Objekte 
von nationaler Bedeutung 
bleiben Verbundaufgabe, 
Objekte von regionaler und 
lokaler Bedeutung  werden 
Kantonsaufgabe. 

Wegfall der Finanzkraftzu-
schläge 

B 9 Anpassung der 
kantonalen 
Gesetzgebung 

  Budgetanpassung 

Altrechtliche Zusiche-
rungen 

Inkraftsetzung NFA 

Landesverteidi-
gung 

Beschaffung, Unterhalt und 
Ersatz der persönlichen 
Ausrüstung werden zur 
ausschliesslichen Bundes-
sache 

Streichung der Verfas-
sungsgrundlage für kanto-
nale Truppen 

Anpassungen im Militärge-
setz 

E 6 Keine  Kündigung der Ver-
träge mit den bisheri-
gen Lieferanten (Vor-
laufzeit von mindes-
tens 3 Jahren erfor-
derlich) 

 Inkraftsetzung NFA 

Es ist ein Vorlauf von 
mindestens 3 Jahren  
für Anpassungen bei 
den Lieferverträgen 
und beim Bestellverfah-
ren erforderlich 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

 

 

 

 

 

Subventions- 
und Finanzhaus-
haltsgesetz 

Schaffung der generellen 
rechtlichen Voraussetzun-
gen für die neuen Zusam-
menarbeitsformen zwi-
schen Bund und Kantonen 

Anpassungen im Subventi-
onsgesetz und im Finanz-
haushaltsgesetz 

 Schaffung der generel-
len rechtlichen Voraus-
setzungen für die neu-
en Zusammenarbeits-
formen zwischen Bund 
und Kantonen 

Ev. Anpassungen in 
den Finanzhaushalts-
gesetzen 

  Keine Inkraftsetzung NFA 

Nationalstrassen Aufgabenentflechtung: 
Fertigstellung des be-
schlossenen Netzes bleibt 
Verbundaufgabe 

Ausbau, Erweiterung, Un-
terhalt und Betrieb des 
Netzes wird zur alleinigen 
Bundesaufgabe 

E 185 Überprüfung und An-
passung der kantona-
len Erlasse bezüglich 
Eigentum an National-
strassen, Zuständigkei-
ten und Organisation, 
Strassenbaupolizei 

Schaffung einer ge-
setzlichen Grundlage, 
damit die Kantone den 
Betrieb übernehmen 

Gegebenenfalls 
sind interkantonale 
Konkordate oder 
eine juristische 
Person für diese 
Aufgabe zu schaf-
fen, wenn mehrere 
Kantone in einem 
Vergabeabschnitt 
mitwirken.  

Vorarbeiten sind 

 Budgetanpassung 

Behandlung altrechtli-
cher Verpflichtungen 
inkl. der Verpflichtun-
gen zur Fertigstellung 
des beschlossenen 
Netzes 

Umbuchung noch 
nicht abgeschriebener 
aktivierter Ausgaben 

Inkraftsetzung NFA 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

können (mit NFA ist der 
Betrieb grundsätzlich 
nicht mehr bei den 
Kantonen); allenfalls ist 
sogar in einzelnen 
Fällen die kantonale 
Verfassung tangiert.  

 

im Gang von den Sachgütern 
in die Investitionsbei-
träge 

Hauptstrassen Teilentflechtung: 
Übertragung der normalen 
Bauvorhaben an die Kanto-
ne, Unterstützung in Form 
von Globalbeiträgen, 
Grossprojekte bleiben Ver-
bundaufgabe. 

Entgegen diesem Auftrag 
gemäss Botschaft soll der 
ganze verfügbare Kredit 
des Bundes für die Global-
beiträge verwendet werden. 
Für die wenigen, wirklich 
schwer finanzierbaren Ein-
zelprojekte ist eine Sonder-
lösung zu finden. 

B 32    Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Niveauübergän-
ge, Verkehrs-
trennungsmass-
nahmen 

Streichung der Bundesbei-
träge / Umlagerung in den 
Agglomerationsverkehr 

B 33    Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

Nicht  
werkgebundene 
Beiträge 

Globalbeiträge an die Kan-
tone aufgrund eines neuen 
Verteilschlüssels 

B 105    Budgetanpassung 

Regelung letzte Ab-
rechnung alt 

Inkraftsetzung NFA 

Hochwasser-
schutz 

Bleibt Verbundaufgabe 

Neue Zusammenarbeits-
formen 

Streichung der Finanzkraft-
abstufung 

Anpassungen im Wasser-
baugesetz 

B 18 Anpassung der kanto-
nalen Gesetzgebung 

Schaffung der Rechts-
grundlagen, um Pro-
grammvereinbarungen 
mit dem Bund ab-
schliessen zu können 

 Neuregelung der 
Zusammenarbeit mit 
den Leistungserbrin-
gern 

Verhältnis zu den 
Gesuchstellern und 
Leistungserstellern 

Einbindung der direk-
ten Nutzniesser in die 
Finanzierung 

Umsetzung des 
Grundsatzes des 
wirkungsorientierten 
und integralen Ansat-
zes 

ev. Budgetanpassung 

Behandlung altrechtli-
cher Beitragszusiche-
rungen 

Inkraftsetzung NFA 

Mit der Schaffung der 
Rechtsgrundlagen für 
Programmvereinbarun-
gen nach der Abstim-
mung vom 28.11.04 
begonnen werden. 

Anpassungen in Spezi-
algesetzen erst auf-
grund der Bundesge-
setzgebung möglich 

Agglomerations-
verkehr 

Verstärktes Engagement 
des Bundes im Bereich 
Agglomerationsverkehr aus 
zweckgebundenen Erträ-
gen der Mineralölsteuer 

Änderungen im Bundesge-
setz über die Verwendung 
der zweckgebundenen 
Mineralölsteuer 

E 33 Überprüfung und ev. 
Anpassung der 
Rechtsgrundlagen für 
die Finanzierung von 
Verkehrsinfrastruktur-
anlagen in den Agglo-
merationen 

Schaffung / Anpassung 
der Rechtsgrundlagen 
für die Bildung von 

Falls mehrere 
Kantone betroffen 
sind, Bildung inter-
kantonaler Träger-
schaften 

Ratifikation der 
Interkantonalen 
Rahmenvereinba-
rung (IRV) 

Bildung der Träger-
schaften für den Ag-
glomerationsverkehr 

Abstimmung mit der 
Richtplanung 

Weitgehend neue 
Aufgabe 

Ausserhalb der NFA 
wird vom UVEK eine 
neue Vorlage für die 
Finanzierung des Ag-
glomerationsverkehrs 
erarbeitet. 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

Trägerschaften für den 
Agglomerationsverkehr 

Ev. Anpassung der 
Finanz-
/Haushaltsgesetze 

 

 

Regionalverkehr Abgeltungen für den regio-
nalen öV bleiben Verbund-
aufgabe; Reduktion der 
Bundesbeiträge, Streichung 
der Finanzkraftabstufung 

Anpassungen im Eisen-
bahngesetz 

B 283 Ev. Anpassung der 
kantonalen Gesetzge-
bung  

 Falls die Gemeinden 
in die Finanzierung 
des öV einbezogen 
sind, Anpassung der 
innerkantonalen 
Lastenverteilung 

Budgetanpassung 

 

Inkraftsetzung NFA 

Flugplätze Streichung der Bundesbe-
teiligung 

 Kein  Kein In den letzten Jahren 
keine Beiträge aus-
bezahlt 

 

Luftreinhaltung 
und Lärmbe-
kämpfung 

Definitive Streichung der 
Beiträge für Luftreinhalte-
massnahmen im Bereich 
der übrigen Strassen 

Streichung der Finanzkraft-
zuschläge bei den Beiträ-
gen an Lärmschutzmass-
nahmen 

B 15 

 

 

B 2 

Kein  Keine Budgetanpassung Streichung erfolgte 
bereits im Rahmen des 
EP 03 

 

 
Inkraftsetzung NFA 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

Gewässerschutz Abgrenzung der Kompe-
tenzen und Finanzierungs-
verantwortlichkeiten zwi-
schen Bund und Kantonen 

Anpassungen im Gewäs-
serschutzgesetz 
 

E 2 
 

kein  keine Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Individuelle Leis-
tungen AHV 

Aufgabenentflechtung: 
Vollständige finanzielle 
Entlastung der Kantone 

Anpassungen im AHVG: 
Streichung der Kantonsbei-
träge;  

Kantonale Ausgleichskas-
sen bleiben. 

Vollzug bleibt unverändert 

E 1'059 In den meisten Kanto-
nen wird eine Anpas-
sung der kantonalen 
Anschlussgesetzge-
bung erforderlich sein 

 Je nach heutiger 
Finanzierung der 
Kantonsanteile wer-
den die Gemeinden 
entlastet; Anpassung 
der innerkantonalen 
Lastenverteilung 

 

Budgetanpassung 

Regelung letzte 
Abrechnung alt 
 

Inkraftsetzung NFA 

 

Unterstützung 
der Betagtenhilfe 
inklusive Hilfe 
und Pflege zu 
Hause 

Teilentflechtung: Der Bund 
subventioniert nur noch die 
privaten Organisationen für 
deren gesamtschweizeri-
schen Tätigkeiten. Die kan-
tonalen und kommunalen 
Tätigkeiten werden nur 
noch durch die Kantone 
unterstützt. 

Anpassungen im AHVG 

B 166 Erlass einer Finanzie-
rungsregelung für die 
Hilfe und Pflege zu 
Hause 

 

 Neuregelung der 
Beziehungen zu den 
Leistungserbringern  

Ev. Belastung der 
Gemeinden; Anpas-
sung der innerkanto-
nalen Lastenvertei-
lung 

Budgetanpassung Übergangsfrist; da aber 
nur eine neue kantona-
le Finanzierungsrege-
lung vorliegen muss, 
sollte die definitive 
Neuregelung wenn 
möglich auf die Inkraft-
setzung der NFA bereit 
sein. 

Kantonale Gesetzge-
bung kann aufgrund 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

der 1. NFA-Botschaft 
gemacht werden. 

 Übergangsbestimmung: 

Bis zum Inkrafttreten einer 
kantonalen Finanzierungs-
regelung sind die bisherigen 
Leistungen gem. AHVG 
durch die Kantone weiter 
auszurichten. 

 Schaffung der Voraus-
setzungen für die 
Übernahme der bishe-
rigen Beiträge der AHV 
durch die Kantone 
gemäss Übergangsbe-
stimmung 

  Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Frage: Was passiert, 
wenn Kantone nicht 
bereit sind? 

Individuelle Leis-
tungen IV 

Aufgabenentflechtung: 
Vollständige finanzielle 
Entlastung der Kantone  

Anpassungen im IVG: 
Streichung der Kantonsbei-
träge 

E 1'214 In den meisten Kanto-
ne wird eine Anpas-
sung der kantonalen 
Anschlussgesetzge-
bung erforderlich sein 

 Je nach heutiger 
Finanzierung der 
Kantonsanteile wer-
den die Gemeinden 
entlastet; Anpassung 
der innerkantonalen 
Lastenverteilung 

Budgetanpassung 

Regelung letzte 
Abrechnung alt 

Inkraftsetzung NFA 

 Der Bund richtet IV-Stellen 
ein, er kann mit den Kanto-
nen Standortverträge ab-
schliessen 

 

 Aufhebung bzw. An-
passung der kantona-
len Bestimmungen zu 
den IV-Stellen 

   Es fehlen noch genaue 
Aussagen zur künftigen 
Stellung der IV-Stellen 

Die Thematik wird 
bereits mit der 5. IV-
Revision angesprochen 
werden. 

Bau- und 
Betriebsbeiträge 
an Wohnheime, 
Werkstätten und 
Tagesstätten 

Aufgabenentflechtung: 
Vollständige Übernahme 
der Aufgabe durch die Kan-
tone 

B 1'147 Erarbeitung der kanto-
nalen Behindertenkon-
zepte aufgrund der 
Vorgaben des Rah-
mengesetzes 

Ratifikation der 
IVSE und Auf- und 
Ausbau der darin 
vorgesehenen 
Strukturen für die 

Neuregelung der 
Zusammenarbeit mit 
den Institutionen auf 
kantonaler und inter-
kantonaler Ebene 

Behandlung der bis-
herigen Baubeiträge 
der IV im Rahmen der 
neuen Entschädigun-
gen aufgrund der 

Übergangsfrist von 
mindestens 3 Jahren 

Definitive kantonale 
Gesetzgebung erst 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

Anpassungen im IVG 

Der Bund erlässt ein Rah-
mengesetz (ISEG) mit den 
Zielen der Eingliederung 
sowie den Grundsätzen und 
Kriterien 

Erlass der erforderli-
chen kantonalen Aus-
führungsgesetze 

Überprüfung und An-
passung der kantona-
len Instanzenwege für 
die Beschwerden Be-
troffener und ihrer 
Organisationen  

 

interkantonale 
Zusammenarbeit 

Ratifikation der 
IRV 

Anpassung der 
IVSE an die IRV in 
Zusammenarbeit 
von SODK, EDK, 
GDK, KKJPD und 
FDK 

Ev. Ausarbeitung von 
Leistungsverträgen 
mit den Institutionen 

Je nach kantonaler 
Finanzierungsrege-
lung werden die Ge-
meinden belastet; 
Anpassung der inner-
kantonalen Lasten-
verteilung 

Vollkosten 

Ein allfälliger Über-
gang von der Objekt- 
zur Subjektfinanzie-
rung wird die EL-
Ausgaben massiv 
erhöhen und die Be-
lastung bei den Bei-
trägen entsprechend 
reduzieren. 

Umstellung der 
Rechnungsstellung 
auf Vollkosten bei 
interkantonalen Plat-
zierungen 

aufgrund der Bundes-
gesetzgebung möglich. 

 Übergangsbestimmung: 

Gemäss Übergangsbe-
stimmung sind die bisheri-
gen Leistungen der IV wäh-
rend mindestens drei Jah-
ren durch die Kantone zu 
übernehmen. 

  

Schaffung der erforder-
lichen Rechtsgrundla-
gen für die Übernahme 
der bisherigen Beiträge 
der IV durch die Kanto-
ne während mindes-
tens drei Jahren 

  Budgetanpassung 

Wir gehen davon aus, 
dass bereits in dieser 
Übergangszeit bei 
interkantonalen Plat-
zierungen die bisheri-
gen Beiträge der IV 
vom Wohnortskanton 
zu tragen sind. 

Inkraftsetzung NFA 

Kantonale Übergangs-
gesetzgebung kann 
nach der Volksabstim-
mung vom 28.11.2004 
gemacht werden 

Frage: Was passiert, 
wenn Kantone nicht 
bereit sind?. 

Unterstützung 
der Invalidenhilfe  

Teilentflechtung, Subventi-
onierung der privaten Orga-
nisationen für deren ge-
samtschweiz. Tätigkeit 
bleibt beim Bund, kantonale 

 Keine rechtlichen und 
finanziellen Auswirkun-
gen bei den Kantonen 

  Neue Regelung gilt 
bereits seit dem 
1.1.2001 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

und kommunale Tätigkeiten 
werden durch die Kantone 
unterstützt 

Anpassungen im IVG 

 

 

Beiträge an Aus-
bildungsstätten 
für Fachpersonal 
der Sozialberufe 

IV zieht sich aus der Finan-
zierung der Aus-, Fort- und 
Weiterbildung zurück 

Anpassungen im IVG 

B 29 Sicherstellung der 
Finanzierung der Aus-
bildungsgänge im 
Rahmen der Bildungs-
systematik Schweiz: 

• Einbindung aller 
Hoch- und Fach-
hochschullehrgänge 
in die entsprechen-
den Vereinbarungen 

• Einbindung der Aus- 
und Weiterbildung in 
sozialen Berufen in 
die neue Berufsbil-
dungssystematik 

• Einbau der Verpflich-
tung zur Aus- und 
Weiterbildung in die 
Leistungsvereinba-
rungen mit den Be-
hinderteninstitutionen 

• Einbindung von bis-

Erforderlich 

Koordination zwi-
schen EDK und 
SODK 

Eine umfassende 
bildungsrechtliche 
Reform ist bereits 
im Gang. 

Neuregelung der 
Zusammenarbeit mit 
den Ausbildungsinsti-
tutionen und den 
Arbeitgebern im Sozi-
albereich 

Die Anpassungen 
aufgrund der Fach-
hochschulgesetzes 
und des Berufsbil-
dungsgesetzes sind 
unabhängig von der 
NFA vorzunehmen. 

Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Keine 
Übergangsbestimmung 

Anpassungen erfolgen 
bereits heute aufgrund 
der bildungsrechtlichen 
Reform 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

her massgeblich 
durch die IV unter-
stützen Ausbildungen 
in die kantonale Fi-
nanzierung und in die 
interkantonalen Ver-
einbarungen 

 

Sonderschulung Aufgabenentflechtung: 
Vollständiger Rückzug der 
IV aus dem Sonderschulbe-
reich 

Streichung der entspre-
chenden Bestimmungen im 
IVG 

B 715 Erarbeitung und Ge-
nehmigung kantonaler 
Sonderschulkonzepte 

Anpassung der kanto-
nalen Gesetzgebungen 
zur Sonderschulung 

Für die individuellen 
Leistungen sind neue 
Gesetzesgrundlagen 
zu erstellen 

 

Die Institutionen 
der Sonderschu-
lung bilden Be-
standteil der IVSE 
(vgl. dazu die 
obigen Ausführun-
gen) 

Anpassung der 
interkantonalen 
Vereinbarungen 
zum Sonderschul-
wesen bereits in 
die Wege geleitet. 

Koordination zwi-
schen EDK und 
SODK erforderlich 

Bezüglich der Beiträ-
ge an Institutionen 
(kollektive IV-
Leistungen) verwei-
sen wir auf die obigen 
Ausführungen zu den 
Bau- und Betriebsbei-
trägen an Wohnhei-
me, Werkstätten und 
Tagesstätten. 

Ev. Belastung der 
Gemeindehaushalte; 
Anpassung der inner-
kantonalen Lasten-
verteilung 

Bezüglich der Beiträ-
ge an Institutionen 
(kollektive IV-
Leistungen) verwei-
sen wir auf die obigen 
Ausführungen zu den 
Bau- und Betriebsbei-
trägen an Wohnhei-
me, Werkstätten und 
Tagesstätten. 

Budgetanpassung 

Übergangsfrist von 
mindestens 3 Jahren 

Kantonale Gesetzge-
bung nach der Volks-
abstimmung vom 
28.11.2004 gemacht 
werden. 

 Übergangsbestimmung: 

Gemäss Übergangsbe-
stimmung sind die bisheri-
gen Leistungen der IV wäh-

  

Schaffung der erforder-
lichen Rechtsgrundla-
gen für die Übernahme 

 Bezüglich der Beiträ-
ge an Institutionen 
(kollektive IV-
Leistungen) verwei-
sen wir auf die obigen 

Budgetanpassung 

Regelung der Ab-
rechnung per Stichtag 
(besonderes Problem: 

Inkraftsetzung der NFA 

Kantonale Gesetzge-
bung kann nach der 
Volksabstimmung vom 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

rend mindestens drei Jah-
ren durch die Kantone zu 
übernehmen. 

der bisherigen Beiträge 
der IV durch die Kanto-
ne während mindes-
tens drei Jahren, und 
zwar sowohl der bishe-
rigen kollektiven als 
auch der individuellen 
IV-Leistungen im Sozi-
albereich. 

 

Ausführungen zu den 
Bau- und Betriebsbei-
trägen an Wohnhei-
me, Werkstätten und 
Tagesstätten. 

Schuljahr ist nicht 
Kalenderjahr) 

28.11.2004 gemacht 
werden. 

Frage: Was passiert, 
wenn Kantone nicht 
bereit sind? 

Ergänzungsleis-
tungen 

Aufgabenentflechtung, 
teilw. Finanzierungsent-
flechtung: 
Neuregelung der Zustän-
digkeiten: Deckung des allg. 
Existenzbedarfes durch den 
Bund mit Mitfinanzierung zu 
3/8 durch die Kantone, 
Deckung der zusätzlichen 
Heimkosten sowie der 
Krankheits- und Behinde-
rungskosten ausschliesslich 
durch die Kantone 

Totalrevision EL 

E 221 Anpassung der EL-
Gesetzgebung der 
Kantone an das neue 
EL-Gesetz des Bundes 

Ev. Koordination 
durch SODK 

Je nach heutiger 
Finanzierungsrege-
lung innerhalb der 
Kantone werden die 
Gemeinden entlastet; 
Anpassung der inner-
kantonalen Lasten-
verteilung 

Budgetanpassung 

Regelung der Ab-
rechnung per Stichtag 

Inkraftsetzung NFA 

Anschlussgesetzge-
bung bei den Kantonen 
kann erst aufgrund der 
definitiven Fassung der 
Bundesgesetzgebung 
gemacht werden. 

Prämienverbilli-
gung in der 
Krankenversi-
cherung 

Pauschale Beteiligung des 
Bundes mit 25 Prozent der 
Gesundheitskosten der 
obligatorischen Kranken-
versicherung für 30 Prozent 
der Bevölkerung 

B 626 Überprüfung und ev. 
Anpassung der 
Rechtsgrundlagen für 
die Prämienverbilligung 

 Ev. Belastung der 
Gemeinden; Anpas-
sung der innerkanto-
nalen Lastenvertei-
lung 

Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Sep. Revision KVG im 
Gang 
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Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

Familienzulagen 
in der Landwirt-
schaft 

Aufhebung der Finanzkraft-
abstufung 

 Kein   Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Obligatorische 
Arbeitslosenver-
sicherung 

Wegfall der Finanzkraftab-
stufung 

 Kein   Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Verbesserung 
der Wohnver-
hältnisse im 
Berggebiet 

Vollständiger Rückzug des 
Bundes 

 Kantone müssen ent-
scheiden, ob sie die 
Aufgabe weiterführen 
wollen 

  Ev. Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Landwirtschaftli-
che Strukturver-
besserungen 

Neue Zusammenarbeits-
formen Bund / Kantone 

Wegfall der Finanzkraftzu-
schläge 

B 11 Anpassung der 
kantonalen 
Gesetzgebung 
Schaffung der Rechts-
grundlagen, um Pro-
grammvereinbarungen 
mit dem Bund ab-
schliessen zu können 

 Wenig Änderungen 
auf kantonaler Ebene 

Budgetanpassung 

Behandlung altrechtli-
cher Zusicherungen 

Inkraftsetzung NFA 

Possibilité de recours 
d’un syndicat AF contre 
un contrat de prestation 
passé entre la conféde-
ration et le canton? 

Tierzucht Aufgabenentflechtung: 
Aufgabe geht in die alleini-
ge Zuständigkeit des Bun-
des 

E 20 Aufhebung von Geset-
zen und Verordnungen 
im Bereich der kanto-
nalen Tierzuchtförde-
rung 

 Keine Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Landwirtschaftli-
che Beratung 

Aufgabenentflechtung: 
Bund übernimmt die volle 
Finanzierung der Bera-
tungszentralen, die Kanto-
ne jene der kantonalen 

B 8 Anpassung der 
kantonalen 
Gesetzgebung 

 Klärung des Verhält-
nisses zu SVBL 

Einige Kantone, die 
Organisationen mit 

Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 



- 15 - 

Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

Beratung Aufgaben der Bera-
tung beauftragt ha-
ben, müssen die 
entsprechenden 
Verträge ändern 

 

 

Wald bleibt Verbundaufgabe 

Neue Zusammenarbeits-
formen 

Streichung Finanzkraftzu-
schläge 

Anpassungen im Waldge-
setz 

B 35 Anpassung der kanto-
nalen Gesetzgebung 

Schaffung der Rechts-
grundlagen, um Pro-
grammvereinbarungen 
mit dem Bund ab-
schliessen zu können 

Gemeinsame 
Umsetzungsdis-
kussion läuft be-
reits innerhalb der 
FoDK 

Neuregelung der 
Zusammenarbeit mit 
den Leistungserbrin-
gern 

Verhältnis zu den 
Gesuchstellern und 
Leistungserstellern 

Einbindung der direk-
ten Nutzniesser in die 
Finanzierung 

Umsetzung des 
Grundsatzes des 
wirkungsorientierten 
und integralen Ansat-
zes 

 

 

Budgetanpassung 

Behandlung altrechtli-
cher Beitragszusiche-
rungen 
 

Inkraftsetzung NFA 

Mit der Schaffung der 
Rechtsgrundlagen für 
Programmvereinbarun-
gen kann nach der 
Volksabstimmung vom 
28.11.2004 begonnen 
werden. 

Anpassungen in Spezi-
algesetzen erst auf-
grund der Bundesge-
setzgebung möglich 



- 16 - 

Aufgabenbereich  Auftrag gemäss Botschaft 
/ wichtigste Gesetzge-
bungsarbeiten auf Bun-
desebene 

Finanz. Ausw. 
für die Kantone 
insgesamt 
in Mio. Fran-

ken1 

E=Entlastung 
B=Belastung 

Anpassungsbedarf 
bei der Gesetzgebung 
auf kantonaler Ebene 

Interkantonale 
Zusammenarbeit 

Anpassungen im 
innerkantonalen 
Verhältnis und im 
Verhältnis zu Leis-
tungserbringern 

Finanztechnische 
Übergangsprobleme 
/ Budgetanpassun-
gen 

Zeitliche Dringlichkeit 
/ offene Fragen 

Jagd Bleibt Verbundaufgabe 

Neue Zusammenarbeits-
formen 

Streichung Finanzkraftzu-
schläge 

Anpassungen im Jagdge-
setz  

 +/- 0 Keine Anpassung der 
kantonalen Spezialge-
setzgebung 

Schaffung der Rechts-
grundlagen, um Pro-
grammvereinbarungen 
mit dem Bund ab-
schliessen zu können 

 

 

 

 Budgetanpassung Inkraftsetzung NFA 

Mit der Schaffung der 
Rechtsgrundlagen für 
Programmvereinbarun-
gen kann nach der 
Abstimmung vom 
28.11.2004 begonnen 
werden. 

Fischerei Teilentflechtung, kantonale 
Mitbeteiligung beim fische-
reilichen Artenschutz ent-
fällt 

Anpassungen im Fischerei-
gesetz 

E 0.1 kein  keine Budgetanpassung 

 

Inkraftsetzung NFA 

  

 


